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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Die Vorhabenträgerin, die Römerhaus Bau-
träger GmbH, plant im Zentrum der Stadt 
Ramstein-Miesenbach im Stadtteil Ram-
stein ein Seniorenwohn- und -pflegeheim 
zu errichten.

Das Grundstück liegt im südlichen Bereich 
der Marktstraße und westlich der Land-
stuhler Straße. Die Umgebung ist von 
Wohnnutzung, gemischt genutzter Bebau-
ung sowie das Wohnen nicht wesentlich 
störende gewerbliche Nutzungen geprägt.

Im Rahmen des Bauvorhabens soll die vor-
handene Bebauung abgerissen und durch 
einen Neubau ersetzt werden. 

Das Seniorenwohn- und -pflegeheim, be-
stehend aus mehreren Baukörpern mit je-
weils drei Vollgeschossen, ist hierbei als Ge-
samtgebäude mit zwei Flügeln und einem 
Mittelteil vorgesehen. 

Die Erschließung des Seniorenwohn- und 
-pflegeheims erfolgt in erster Linie von der 
Marktstraße im Norden. Eine zweite Ein-
fahrt bildet der Parkplatz an der Landstuhler 
Straße. Die erforderlichen Stellplätze (ru-

hender Verkehr) können vollständig auf 
dem Grundstück untergebracht werden.

Insgesamt ist der Standort für Wohnnutzung 
sehr gut geeignet, da auch die Umgebung 
überwiegend durch Wohnnutzung, ge-
mischt genutzte Bebauung sowie das Woh-
nen nicht wesentlich störende gewerbliche 
Nutzungen (u. a. Bäckerei, Lebensmitteldis-
counter und Gastronomiebetriebe) geprägt 
ist.

Aktuell beurteilt sich die planungsrechtliche 
Zulässigkeit nach § 34 BauGB (Zulässigkeit 
von Vorhaben innerhalb der im Zusammen-
hang bebauten Ortsteile). Auf dieser Grund-
lage kann das Vorhaben nicht realisiert wer-
den.

Zur Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen für die Zulässigkeit der Pla-
nung bedarf es daher der Aufstellung eines 
Bebauungsplans. Die Stadt Ramstein-Mie-
senbach hat somit auf Antrag der Vorha-
benträgerin nach § 1 Abs. 3 BauGB i.V.m. § 
2 Abs. 1 BauGB und § 12 BauGB die Auf-
stellung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans „Seniorenwohn- und -pflege-

heim Markstraße“ im Ramstein-Miesenba-
cher Stadtteil Ramstein beschlossen.

Das Plangebiet umfasst eine Gesamtfläche  
von ca. 4.750m². Die genauen Grenzen des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
können dem beigefügten Lageplan ent-
nommen werden. 

Mit der Erstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans und der Durchführung des 
Verfahrens ist die Kernplan Gesellschaft für 
Städtebau und Kommunikation mbH, 
Kirchenstraße 12, 66557 Illingen, beauf-
tragt.

Verfahrensart

Das Verfahren wird nach § 13a BauGB (Be-
bauungspläne der Innenentwicklung) 
durchgeführt. Es handelt sich bei der Pla-
nung um eine Maßnahme der Innen
entwicklung (Wiedernutzbarmachung von 
Flächen, Entwicklung von Grundstücken im 
Innenbereich). Mit dem Gesetz zur Erleich-
terung von Planungsvorhaben für die 
Innenentwicklung der Städte vom 21. De-
zember 2006, das mit der Novellierung des 

Lage des Vorhabens im Stadtteil Ramstein; Quelle: ©GeoBasis-DE / LVermGeoRP (2019); Bearbeitung: Kernplan
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Baugesetzbuches am 01. Januar 2007 in 
Kraft trat, fällt die seit Juli 2004 vorgesehe-
ne förmliche Umweltprüfung bei Bebau-
ungsplänen der Größenordnung bis zu 
20.000 m2 weg. Dies trifft für den vorlie-
genden Bebauungsplan zu, da das 
Plangebiet lediglich eine Fläche von ca. 
4.750m² in Anspruch nimmt.

Weitere Voraussetzung der Anwendung des 
§ 13a BauGB ist, dass keine Anhaltspunkte 
für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 
Nr. 7b BauGB genannten Umweltbelange 
vorliegen. Dies trifft für den vorliegenden  
Bebauungsplan zu. 

Es bestehen auch keine Anhaltspunkte da-
für, dass bei der Planung Pflichten zur Ver-
meidung oder Begrenzung der Auswirkun-
gen von schweren Unfällen nach § 50 
BImSchG zu beachten sind.

Außerdem wird nicht die Zulässigkeit von 
Vorhaben begründet, die einer Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung unterliegen.

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten die 
Eingriffe als vor der planerischen Entschei-
dung erfolgt oder zulässig, ein Ausgleich 
der vorgenommenen Eingriffe ist damit 
nicht notwendig.

Die Vorschriften des vereinfachten Verfah-
rens nach § 13 BauGB gelten entsprechend.

Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 13 
Abs. 2 und 3 BauGB und § 13a Abs. 2 und 
3 BauGB von einer Umweltprüfung nach § 
2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht 
nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 
Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umwelt-
bezogener Informationen verfügbar sind, 
der zusammenfassenden Erklärung nach § 
10a Abs. 1 BauGB und von der frühzeitigen 
Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 
1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen wird.

Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan der Verbands- 
gemeinde Ramstein-Miesenbach stellt für 
das Gebiet eine Mischbaufläche dar. Der 
Bebauungsplan ist somit nicht aus dem Flä-
chennutzungsplan entwickelt. Eine Anpas-
sung des Flächennutzungsplans erfolgt im 
Wege der Berichtigung.

Voraussetzungen des vorhaben
bezogenen Bebauungsplanes

Zur Schaffung von Baurecht durch einen 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan sind 
folgende Voraussetzungen zu erfüllen:

•	 Der Vorhaben- und Erschließungsplan, 
der eine umfassende Gesamtbeschrei
bung des Vorhabens enthält, ist von der 
Vorhabenträgerin zu erarbeiten, der 
Stadt Ramstein-Miesenbach vorzulegen 
und abzustimmen.

•	 Der Durchführungsvertrag, in dem sich 
die Vorhabenträgerin auf der Grundlage 
eines mit der Stadt Ramstein-Miesen-
bach abgestimmten Planes zur Durch-
führung des Vorhabens innerhalb einer 
bestimmten Frist und zur Tragung der 
Planungs- und Erschließungskosten 
ganz oder teilweise verpflichtet, ist vor 
dem Satzungsbeschluss des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes zwischen 
Vorhabenträgerin und Stadt abzuschlie-
ßen.

•	 Der Vorhaben- und Erschließungsplan 
wird gem. § 12 BauGB Bestandteil des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes. 
Der Durchführungsvertrag und die darin 
enthaltenen Verpflichtungen der Vorha-
benträgerin hingegen bleiben rechtlich 
gegenüber dem vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan selbstständig.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereichs

Der Geltungsbereich befindet sich im Zent-
rum des Stadtteils Ramstein, im rückwärti-
gen Bereich der Marktstraße. Der Geltungs-
bereich des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans wird wie folgt begrenzt: 

•	 im Norden durch die Straßenverkehrs-
flächen der Marktstraße sowie die an-
grenzende Wohnbebauung der Hs.-Nr. 
5 inkl. der dazugehörigen Grünflächen 
(Garten),

•	 im Osten durch die angrenzende 
Wohnbebauung der Landstuhler Straße 
(L 363) der Hs.-Nr. 16-24 (gerade Zah-
len), inkl. der dazugehörigen Grünflä-
chen (Gärten). Weiterhin grenzt der 
Parkplatz „An der Druckerei“ an den 
Geltungsbereich, welcher zur Land-
stuhler Straße (L363) führt,

•	 im Süden durch die angrenzende  
Wohnbebauung der Nollstraße Hs.-Nr.  
2A, 2, 2B und 4 inkl. der dazugehörigen 
Grünflächen (Gärten) sowie

•	 im Westen durch die Straßenverkehrs-
fläche des John-F.-Kennedy-Platzes und 
die angrenzende Wohnbebauung des 
John-F.-Kennedy-Platzes Hs.-Nr. 7 inkl. 
der dazugehörigen Grünflächen (Gar-
ten).

Die genauen Grenzen des Geltungsbereichs 
sind der Planzeichnung des vorhabenbezo- 
genen Bebauungsplans zu entnehmen.

Nutzung des Plangebiets, 
Umgebungsnutzung und 
Eigentumsverhältnisse

Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine 
teils mindergenutzte Fläche im Zentrum 
Ramsteins. Derzeit finden sich auf dem 

Grundstück noch mehrere Gebäude und 
mehrere Nebenanlagen (ein Wohngebäude, 
mehrere Anbauten und ein Schuppen). In 
den Anbauten ist zudem ein kleiner Gewer-
bebetrieb (Druckbetrieb) ansässig. 

Der Großteil des Grundstückes ist jedoch 
unbebaut, bewachsen und ungenutzt. Zu-
dem besteht im südlichwestlichen Teil des 
Plangebietes, rückwärtig der Nollstraße 4 
und des John-F.-Kennedy-Platzes 7, eine un-
bebaute Grünfläche mit verschiedenen Ge-
hölzstrukturen.

Die direkte Umgebung des Plangebietes ist 
in erster Linie durch Wohnnutzungen ge-
prägt, sowie durch Nutzungen, die das 
Wohnen nicht wesentlich stören (z. B. 
Dienstleistungs- und Gastronomiebetriebe).

Die vorgesehene Nutzung hat Mischge-
bietscharakter, somit sind die Nutzungen 
verträglich.

Als weitere Nutzungen im Umfeld sind zu-
dem zahlreiche Einzelhändler im Radius von 
700m zu finden (u. a. Netto, Rossmann, E-
Center). Diese übernehmen auch 
Versorgungsfunktion für die umliegenden 
Wohngebiete.

Aufgrund der umgebenden Wohnbebauung, 
dem Nahversorgungsangebot in der nähe-
ren Umgebung und der guten verkehrlichen 
Anbindung ist die Fläche für die vorgesehe-

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Blick in das Plangebiet aus Richtung Norden (von Marktstraße aus)

Parkplatz an der Landstuhler Straße; dahinter Bestands-Bebauung (innerhalb des Plangebietes)
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ne Nutzung „Seniorenwohn- und -pflege-
heim“ als „besondere“ Form des Wohnens 
prädestiniert.

Die Fläche des Geltungsbereiches befindet 
sich vollständig im Eigentum der Vorhaben-
trägerin bzw. ist diese über einen notariel-
len Kaufvertragsabschluss bereits verfü-
gungsberechtigt. Aufgrund der Eigentums
verhältnisse ist von einer zügigen Realisie-
rung der Planung auszugehen.

Topografie des Plangebiets

Das Plangebiet fällt von Süden nach Norden 
leicht ab (von ca. 237 m ü. NN. im südlichen 
Bereich Richtung Nollstraße auf ca. 235 m 
ü. NN. an der Marktstraße). Dies entspricht 
einer Höhendifferenz von ca. 2,0 m. 

Dies Topographie hat somit, mit Ausnahme 
von Geländemodellierungen, keine Auswir-
kungen auf die Festsetzungen des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes.

Verkehrsanbindung

Das Plangebiet ist über die nördlich verlau-
fende Marktstraße an das örtliche und 
überörtliche Verkehrsnetz angebunden.

Die nächsten Autobahn-Anschlussstellen 
finden sich ca. 3,0 km (BAB 6 - AS 13 
„Ramstein-Miesenbach“ und BAB 62 - AS 9 
„Hütschenhausen“) entfernt.

Die Anbindung an den ÖPNV erfolgt über 
die ca. 250 m südwestlich des Plangebiets 
gelegene Bushaltestelle „Wendeliniusschu-
le“ (u. a. Buslinien 149 und 144, Strecke 
„Landstuhl - Ramstein - Miesenbach - Rei-
chenbach - Steegen“ und „Niedermohr - 
Ramstein - Landstuhl“).

Der Bahnhof Ramstein liegt in 500m Entfer-
nung und bildet somit eine hervorragende 
Anknüpfung an den regionalen Verkehr 
(stündliche Verbindung nach Kaiserslautern 
- Kusel)

Weiterer Erschließungsanlagen bedarf es 
zur Realisierung des Vorhabens nicht.

Ver- und Entsorgung

Das Plangebiet ist vollständig an das örtli-
che System der Ver- und Entsorgung ange-
schlossen.

Im Bereich des Plangebietes liegt ein 
Mischsystem.

Aufgrund der Belastungssituation der Ka-
nalisation erfolgt die Entwässerung des 
Plangebietes im modifizierten Mischsystem. 
Das Schmutzwasser ist in den bestehenden 
Mischwasserkanal einzuleiten. Das auf dem 
Grundstück anfallende Niederschlagswasser 
ist vollständig auf dem Grundstück zu versi-
ckern. Sollte eine Versickerung technisch 
nicht möglich sein, ist das anfallende 
Niederschlagswasser durch geeignete Maß-
nahmen auf dem Grundstück zurückzuhal-
ten und gedrosselt der vorhandenen Kanali-
sation zuzuführen (Mischwasserkanal). 

Die Versickerungsfähigkeit des Bodens ist 
laut geotechnischem Bericht so beschaffen: 
„Eine zentrale Versickerung von Oberflä-
chenwasser am Standort kann innerhalb 
der schluffigen Sande durchgeführt werden. 
(...) Es wird darauf hingewiesen, dass sich 
versickerndes Wasser oberhalb des Festge-
steins aufstauen kann. Dies ist bei der Ent-
wässerungsplanung zu berücksichtigen.“ 
(Quelle: „Geotechnischer Bericht, Neubau Senio-
renresidenz in Ramstein-Miesenbach, Juli 2019 - 
Rubel & Partner, Hermannstraße 65, D-55286 
Wörrstadt) 

Die konkretisierten Planungen / Detailpla-
nungen müssen rechtzeitig vor der Bauaus-
führung noch mit den Versorgungsträgern 
und dem Tiefbauamt / Abwasserwerk abge-
stimmt werden.

Das Entwässerungskonzept ist mit der SGD 
Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Ab-
fallwirtschaft, Bodenschutz abzustimmen.

Blick auf das Plangebiet aus Richtung Nordwesten (John-F.-Kennedy-Platz) 
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche 
Belange; geltendes Planungsrecht  

  

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan LEP IV, Regionaler Raumordnungsplan Westpfalz 
(inkl. der rechtsverbindlichen Teilfortschreibungen)

zentralörtliche Funktion Grundzentrum

Vorranggebiete nicht betroffen

zu beachtende Ziele und Grundsätze Grundzentren sind grundsätzlich jene Gemeinden, die über zentralörtliche Einrichtungen 
der Grundversorgung verfügen. Diese können entsprechend der jeweiligen regionalen 
Verflechtung zentralörtliche Einrichtungen der Grundversorgung vorhalten:

•	 Realschule plus

•	 Arzt

•	 Apotheke

•	 Einzelhandelsgeschäfte einschl. Lebensmittel

•	 Handwerks- und sonstige Dienstleistungsbetriebe

•	 Einrichtungen für Freizeit und Erholung.

Hieraus ergeben sich keine Restriktionen für das Vorhaben

Wohneinheiten (Quelle: Regionaler Raum-
ordnungsplan (ROP) IV Westpfalz Dritte 
Teilfortschreibung 2018, Anhang 1)

•	 Baureifmachung für zweckentsprechende Nutzung des Gebiets
•	 als Wohnungsbedarf sind für Ramstein 3,2 Wohneinheiten pro 1.000 Einwohner und 

Jahr festgelegt, entspricht 24 Wohnungen/ Jahr (7.543 Einwohner zum 31.12.2015 
laut Statistischem Landesamt Rheinland-Pfalz)

•	 Es gibt keine Anrechung auf den Wohnungsbedarf, da Einrichtungen für betreutes 
Wohnen und stationäre Alten-/Pflegehilfe

Landschaftsprogramm •	 Offenlandbetonte Mosaiklandschaft (Grundtyp) 
•	 Keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

Nicht betroffen

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutz-, Regionalpark, Wasser-
schutz-, Überschwemmungsgebiete, Ge-
schützte Landschaftsbestandteile, Natur-
parks, Nationalparks, Biosphärenreservate 

Nicht betroffen

Einwohner 
31.12.2015

Einwohner 
31.12.2030

Gemeinde-
funktion

Bedarfsfak-
tor (WE pro 
1.000 EW 
und Jahr)

Bedarfswert 
(Bruttobau-
landfläche)

3,2 Wohnein-
heiten/1.000 
Einwohner 
und Jahr; Dichte LEP

Spalten A B C D E F G

Berechnung A/1000xBx10

Stadtteil Ramstein 7.543 6.584
Grundzentrum, 

Gewerbe 
Wohnen

3,2 12,6 ha
24 WE - 21,07 

/ Jahr
20 WE / ha

Anhang 1: Zentrale Orte, Funktionszuweisungen, Schwellenwertparameter; Quelle: Planungsgemeinschaft Westpfalz, Stand: Dezember 2018
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Kriterium Beschreibung

Denkmäler / Naturdenkmäler / archäo-
logisch bedeutende Landschaften nach 
§ 6 SDSchG oder in amtlichen Karten 
verzeichnete Gebiete

Nicht betroffen

Informelle Fachplanungen Gem. der Fachdaten des Landschaftsinformationssystems der Naturschutzverwaltung 
RLP (LANIS, Internet-Abruf, 03.11.2019) liegen innerhalb des Geltungsbereiches keine 
erfassten Lebensraumtypen gemäß Anh. I FFH-RL und nach § 30 BNatSchG in V.m. § 15 
LNatSchG gesetzlich geschützten Biotope. 

Gem. dem Modul Artnachweise sind in den betreffenden, im Wesentlichen den Siedlungs-
bereich von Ramstein-Miesenbach umfassenden Rasterzellen (Gitter-ID 3945476 und 
..78) lediglich 4 Arten der Roten Listen und/oder Arten der Anhänge II/IV der FFH-Richtlinie 
bzw. Anh. 1/Art. 4(2) der VSR registriert: die Mauereidechse (Anh. IV-Art FFH-RL), der 
Eisvogel und der Rotmilan (beide Anh. I VSR) sowie der Haussperling (RL); der Kranich ist 
als Durchzügler erfasst.

Allgemeiner Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere und 
Pflanzen (§ 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG)

Zum Schutz wild lebender Tiere und Pflanzen ist die gesetzliche Rodungszeit vom 01. Ok-
tober bis 28. Februar einzuhalten.

Besonderer Artenschutz (§§ 19 und 44 des BNatSchG)

Störung oder Schädigung besonders ge-
schützter Arten bzw. natürlicher Lebens-
räume nach § 19 i.V.m. dem USchadG, Ver-
botstatbestand nach § 44 BNatSchG

Zu den artenschutzrechtlich relevanten Ar-
ten zählen alle gemeinschaftsrechtlich ge-
schützten Tier- und Pflanzenarten d. h. alle 
streng geschützten Arten inklusive der 
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle europäi-
schen Vogelarten.

Biotop-/Habitatausstattung des Geltungsbereiches:

•	 der ca. 0,48 ha große Geltungsbereich liegt nahe des Ortszentrums von Ramstein-
Miesenbach und umfasst ein bereits bebautes Grundstück und eine innerörtliche Frei-
fläche

•	 im bebauten Teilareal befindet sich ein großes Bestandsgebäude mit Anbau (aktuelle 
Nutzung als Druckerei), Garagen und kleines Lagergebäude 

•	 das Umfeld des Gebäudes ist mit Verbundsteinpflaster ausgelegt bzw. geschottert 
(Garageneinfahrt) und wird z.T. als PKW-Stellplatz genutzt

•	 lediglich der rückwärtige Bereich ist unversiegelt und mit Bäumen mittleren Alters 
bestanden (Linde, Spitzahorn, Fichten und diverse Zierarten); eine Esskastanie besitzt 
ein etwas höheres Alter und eine höhere Stammstärke (BHD ca. 45 cm)

•	 in diesem Bereich befinden sich auch insgesamt vier, z.T. offene Geräteschuppen, in 
Holz- bzw. Steinbauweise

•	 dieser Bereich wird bzw. wurde früher freizeitlich genutzt (Unterstand Zierrasen)

•	 nach vorn schließt das Grundstück mit einer Formschnitthecke aus Hainbuche und 
einzelnen Ziersträuchern ab

•	 das unbebaute, eingefriedete nördliche Teilareal des Geltungsbereiches ist als ruder-
alisierte Grünlandbrache ausgebildet, die früher offenbar beweidet wurde

•	 neben mehr oder weniger trittresistenten (Weide-)Zeigern wie Lolium perenne, 
Potentilla reptans, Pilosella officinarum, Achillea millefolium, Glechoma hederacea, 
Trifolium repens, Agrostis capillaris und Plantago lanceolata sind hauptsächlich rude-
rale Arten verbreitet (u.a. Verbascum spp., Solidago canadensis, Conyza canadensis, 
Artemisia vulgaris, Papaver sp.)

•	 lokale Queckenherden (Elymus repens) weisen auf stau- oder wechselfeuchte Ver-
hältnisse hin 

•	 die Teilfläche ist bis auf den lokal aufkommen Jungwuchs (v.a. Spitzahorn) gehölzfrei, 
lediglich randlich zum angrenzenden bebauten Teilareal befinden sich vereinzelt 
Brombeerhecken

•	 das Gelände ist im straßenseitigen Bereich bereits als Baufläche abgegraben

Bestehende Vorbelastungen:

•	 Lage im Zentrum von Ramstein an der relativ stark befahrenen Landstuhler Straße 

•	 umgebende Mischnutzung (Wohnen und Gewerbe) 
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Kriterium Beschreibung

•	 nördliches Teilareal ist einziges unbebautes Grundstück im Umfeld 

•	 starke Stördisposition durch Umfeld und gewerbliche Nutzung (Druckerei) 

Bedeutung als Lebensraum für abwägungs- oder artenschutzrechtlich relevante Tier- und 
Pflanzenarten:

•	 als potenzieller Brutstandort für Vögel kommen die rückwärtige baumbestandene 
Grünfläche und die Brombeerhecken auf der Grundstücksgrenze in Frage

•	 die vordere Formschnitthecke eignet sich aufgrund des vollständig versiegelten Um-
feldes und der Stördisposition kaum für Gehölzbrüter, ebenso wie die Wiesenbrache 
auf dem unbebauten Grundstück Bodenbrüter erwarten lässt 

•	 als Brutvögel sind innerhalb der Grünfläche aufgrund der innerörtlichen Lage ledig-
lich siedlungsholde Arten zu erwarten, die auch in den Siedlungsraum vordringen, bei 
der Begehung (November) waren präsent: Blau- und Kohlmeise, Rotkehlchen, Eichel-
häher und Tannenmeise 

•	 die halboffenen Geräteschuppen bieten grundsätzlich auch Brutmöglichkeiten für 
Gebäudebrüter, zu erwarten wären hier insbesondere Hausrotschwanz und Bachstel-
ze

•	 eine Prüfung der Bäume ergab keinen Hinweis auf eine Stammhöhle

•	 in Bezug auf das Vorkommen von Fledermäusen ist davon auszugehen, dass der 
Geltungsbereich von den in den Siedlungs- bzw. Siedlungsrandbereich vordringen 
Arten (u.a. Fransen-, Zwerg-, Mücken- und Rauhautfledermaus, Großer und Kleiner 
Abendsegler) als Jagdraum genutzt wird 

•	 unter der Annahme fehlender Höhlenstrukturen darf geschlossen werden, dass Ge-
hölz-gebundene wintertaugliche Quartiere und auch Wochenstuben von Fledermäu-
sen innerhalb des Geltungsbereiches nicht vorkommen

•	 Tagesquartiermöglichkeiten bestehen allenfalls in den Ritzen und Dachspalten der 
Welleternit-gedeckten Geräteschuppen, das Hauptgebäude besitzt keine hinterlüfte-
ten Fassaden 

•	 darüber hinaus ist keine besondere Eignung als Lebensraum für weitere planungsre-
levante Arten bzw. Artengruppen (Amphibien, Reptilien, Insekten) erkennbar 

•	 die im LANIS-Artenpool für das betreffende Raster aufgeführte Mauereidechse ist 
vermutlich entlang der Bahnlinie verbreitet und kommt am Planungsstandort mit hin-
reichender Sicherheit nicht vor; gleiches gilt für den im Anh. I der Vogelschutzrichtlinie 
aufgeführten Eisvogel (keine Gewässer) und den Rotmilan (Jagdbereiche in den 
außerörtlichen Grünlandbereichen); für den Hausperling erscheint das Umfeld nicht 
den typischerweise bevorzugten Habitatstrukturen zu entsprechen, dies sind der dörf-
liche, bäuerlich geprägte Siedlungsrand oder innerstädtische  Bereiche mit Blockbe-
bauung; eine Brutraumnutzung in den Geräteschuppen ist dennoch nicht völlig aus-
zuschließen 

•	 weitere planungsrelevante Arten sind aufgrund fehlender essentieller Habitatstruktu-
ren (Laichmöglichkeiten für Amphibien, Überwinterungsplätze oder grabfähige Eiab-
lagesubstrate für Reptilien) und spezifischer Nahrungs- bzw. Wirtspflanzen (Schmet-
terlinge) nicht zu erwarten; eine Präsenz der Wildkatze als ausgesprochene Waldart 
ist ebenso auszuschließen wie ein Vorkommen der Haselmaus

•	 beiden fehlen die notwendigen Habitatvoraussetzungen in Form von störungsarmen 
Wäldern bzw. deckungsreichem Halboffenland resp. von dichten Nuss- und Beeren-
reichen Gebüschstrukturen

Artenschutzrechtliche Beurteilung:

•	 Avifauna: der Baum- und Gehölzbestand im rückwärtigen Grundstücksbereich und 
die Brombeerhecken auf der Grundstücksgrenze bieten geeignete Brutmöglichkeiten 
für siedlungsholde, d.h. störresistente Gehölzbrüter; im Fall einer Gehölzrodung stel-
len die gesetzlichen Rodungsfristen n. § 39, Abs. 5, Nr. 2, BNatSchG eine hinreichen-
de Vermeidungsmaßnahme in Bezug auf das Tötungsverbot n. § 44, Abs. 1 Nr. 1, 
BNatSchG (Entfernung von Gelegen oder Nestlingen) dar
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Kriterium Beschreibung

•	 aufgrund der Lage ist davon auszugehen, dass die Fläche eher von euryöken/ubiqui-
tären Arten genutzt wird, die landesweit mehr oder weniger häufig und verbreitet 
sind bzw. aufgrund ihres weiten Lebensraumspektrums in der Lage sind, vergleichs-
weise einfach andere Standorte zu besiedeln oder auf diese auszuweichen

•	 damit ist im Regelfall für die hier (potenziell) vorkommenden europäischen Vogelarten 
die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang (das Schädigungsverbot 
nach Nr. 3 des § 44 Abs. 1 BNatSchG betreffend) weiterhin erfüllt bzw. der Erhal-
tungszustand der lokalen Population (das Störungsverbot unter Nr. 2 des § 44 Abs. 1 
BNatSchG betreffend) weiterhin gewahrt

•	 insofern kommen die Schädigungs-/Störungstatbestände nicht zum Tragen.

•	 tradierte Niststandorte, deren Entfernung den Verbotstatbestand n. § 44, Abs. 1 Nr. 3, 
BNatSchG auslösen können (Spechthöhlen, spezifische Gebäudestrukturen, Nistspu-
ren von Schwalben) sind nicht vorhanden; das Bestandsgebäude wird noch genutzt 
und ist vollständig verschlossen, alle Fenster sind intakt; insofern dürften lediglich die 
Dachüberstände und Nischen von fakultativen und noch häufigen Gebäudebrütern 
wie dem Hausrotschwanz oder der Bachstelze genutzt werden; geeigneter erschei-
nen hier die insgesamt vier, z.T. offenstehenden Geräteschuppen; dabei gilt, dass eine 
Beseitigung der Nistmöglichkeiten den Verbotstatbestand n. § 44, Abs. 1 Nr. 3, 
BNatSchG nicht auslöst (vgl. hierzu auch: LANA 2009: Hinweise zu zentralen unbe-
stimmten Rechtsbegriffen des Bundesnaturschutzgesetzes)

•	 Bruthinweise (Altnester) wurden jedoch weder hier noch im Gehölzbestand entdeckt

•	 Fledermäuse: nach Inaugenscheinnahme befinden sich auf der Fläche keine frostsi-
cheren (potenziellen) Höhlenquartiere

•	 der Dachboden des Bestandsgebäudes konnte nicht inspiziert werden, erkennbare 
First- oder Entlüftungsöffnungen als Zugangsmöglichkeit zum Dachraum bestehen 
jedoch nicht 

•	 als potenzielle Tagesquartiere kommen allenfalls die Ritzen und Dachspalten der 
Welleternit-gedeckten Geräteschuppen in Frage 

•	 in Bezug auf die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände gilt für die Fledermäuse, 
dass ein Tötungsverbot durch den Abriss/Rückbau der Geräteschuppen in den Winter-
monaten ausgeschlossen werden kann, da die Tiere sich dann in ihren frostsicheren 
Winterquartieren befinden

•	 durch das sichere Fehlen von Wochenstuben oder Winterquartieren innerhalb des 
Planungsbereiches ist der Störungstatbestand und eine Zerstörung von Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten, die eine populationsspezifische Relevanz hätten, auszu-
schließen

•	 über die den Planungsbereich besiedelnden Vögel und Fledermäuse hinaus ist, wie 
oben dargelegt, am Standort nicht mit weiteren gem. § 44 BNatSchG planungsrele-
vanten Arten zu rechen

Artenschutzrechtlich begründete Maßnahmen:

•	 zur Vermeidung der Tötung von nistenden Vögeln oder übertagenden Fledermäusen 
sind die gesetzlichen Rodungsfristen n. § 39, Abs. 5 BNatSchG zwingend einzuhalten

•	 diese Fristenregelung sollte auch für den Rückbau der Geräteschuppen im rückwärti-
gen Bereich des bebauten Grundstücks gelten; andernfalls sind die relevanten 
Strukturen vor dem Rückbau endoskopisch auf einen Besatz zu prüfen; sollten Tiere 
entdeckt werden, dann ist das weitere Vorgehen mit der zuständigen Naturschutz-
behörde abzustimmen 

Auswirkungen im Sinne des Umweltschadensgesetzes: 

•	 Lebensraumtypen n. Anh. 1 der FFH-Richtlinie sind nicht betroffen
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Kriterium Beschreibung

•	 da den Flächen innerhalb des Geltungsbereiches keine essentielle Bedeutung als Le-
bensraum i.S.d. § 19, Abs. 3 Nr. 1, BNatSchG zugewiesen werden kann, entsprechen-
de Arten hier nicht vorkommen oder im Falle der hier potenziell vorkommenden Ar-
ten(gruppen) eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes nicht prognostiziert 
werden kann, sind Schäden n. § 19 BNatSchG i.V. mit dem Umweltschadensgesetz 
nicht zu erwarten 

•	 bei entsprechender Festsetzung der o.g. Maßnahmen ist daher eine Freistellung von 
der Umwelthaftung im Zuge des Bauleitplanverfahrens möglich 

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan Darstellung: Mischbaufläche (Quelle: Flächennutzungsplan Verbandsgemeinde Rams-
tein-Miesenbach); Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB somit nicht vollständig 
erfüllt, Folge: Flächennutzungsplan wird im Wege der Berichtigung angepasst

Bebauungsplan Ein Bebauungsplan liegt nicht vor. Aktuell ist die Fläche nach den Vorgaben des § 34 
BauGB (Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile) 
zu beurteilen. Danach kann das Vorhaben nicht realisiert werden.
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Das Projekt

Berücksichtigung von  
Standortalternativen

Die Vorhabenträgerin ist mit konkreten Pla-
nungsabsichten für die Entwicklung des 
Grundstückes im rückwärtigen Bereich der 
Markstraße und John-F.-Kennedy-Platz an 
die Stadt Ramstein-Miesenbach herange-
treten.

Eine Inanspruchnahme anderer Flächen im 
Außenbereich wird dadurch vermieden.

Das Grundstück liegt in direkter Zentrenn-
ähe inmitten bestehender Bebauung und 
hat somit auch eine große städtebauliche 
Bedeutung.

Für die Entwicklung des Standortes eignen 
sich angesichts der umliegenden Nutzun-
gen (in erster Linie Wohnen sowie das Woh-
nen nicht wesentlich störende gewerbliche 
Nutzungen (u. a. Versorgungseinrichtungen 
und Gastronomiebetriebe)), nur wenige 
Vorhaben. Die geplante Nutzung muss mit 
der vorhandenen Nutzung verträglich sein. 
Insbesondere die übergeordneten Verkehrs-
belange der nahegelegenen Hauptverkehrs-

straße, das Störgradpotenzial für die umge-
bende Wohnnutzung sowie die städtebau-
lich gestalterischen Anforderungen stellen 
Entwicklungshemmnisse dar.

Diesen Umständen trägt die Realisierung 
des Seniorenwohn- und -pflegeheims Rech-
nung. Eine Weiternutzung des Standortes 
mit intensiver gewerblicher Nutzung hätte 
hingegen Konfliktpotenzial. Sonstige Nutz
ungsalternativen sind nicht gewünscht.

Bei der vorgesehenen Nutzung „Senioren-
wohn- und -pflegeheim“ handelt es sich um 
eine besondere Form des Wohnens, die 
einen geringen Störgrad aufweist. Durch die 
geplante Entwicklung des Grundstückes 
wird die Stadt der anhaltenden Nachfrage 
nach der aus dem demografischen Wandel 
resultierenden Nachfrage  nach speziellen 
Einrichtungen für Senioren gerecht.

Die Standortfaktoren für die geplante Nut-
zungen sind günstig. So befinden sich in der 
unmittelbarem Umgebung (< 1,5 km) zum 
Plangebiet mehrere Bushaltestellen, ein 
Bahnhof, eine Grundschule sowie mehrere 
Nahversorgungseinrichtungen und Gastro-

nomiebetriebe. Über die östlich verlaufende 
Landstuhler Straße (L 363) besteht eine di-
rekte  Anbindung an das überörtliche Ver-
kehrsnetz. Die nächsten Autobahn-An-
schlussstellen finden sich ca. 3,0 km (BAB 6 
- AS 13 „Ramstein-Miesenbach“ und BAB 
62 - AS 9 „Hütschenhausen“) entfernt.

Eine Betrachtung von Planungsalternativen 
im Sinne der Standortfindung kann aus den 
dargelegten Gründen außen vor bleiben.

Städtebauliche Konzeption

„Das Gesamtgebäude besteht aus zwei 
Baukörpern, verbunden mit einem Mittel-
trakt und erhält drei Vollgeschosse mit 
flachgeneigten Satteldächern. Die Haupt-
zufahrt und der Hauseingang erfolgen von 
der Marktstraße im Norden. Ebenso die An- 
und Abfuhr von Waren, Müll etc. für den Ge-
schäftsbetrieb. Das Gebäude ist teilweise 
unterkellert.

Vorgesehen sind 95 Pflegebetten in 91 Ein-
Bett-Appartements und 2 Zwei-Bett-Appar-
tements. Im Erdgeschoß befinden sich ins-
gesamt 17 Ein-Bett-Appartements. Die rest-

Vorhaben- und Erschließungsplan; ohne Maßstab; Quelle: Römerhaus Bauträger GmbH, Schifferstadt; Stand: 12.08.2019; Bearbeitung: Kernplan



„Seniorenwohn- und -pflegeheim Marktstraße“, Stadtteil Ramstein 14 www.kernplan.de

lichen Pflegeappartements sind im 1. und 2. 
Obergeschoss untergebracht.  

Im Erdgeschoss befinden sich neben der Ca-
feteria /Restaurant, das Foyer, Büros, ein Fri-
seur und diverse Nebenräume.

In der Teilunterkellerung sind die Großkü-
che, deren Lagerräume, Sozialräume sowie 
Technikräume und sonstige Nebenräume 
untergebracht.

Das gesamte Haus wird insgesamt drei Pfle-
gestationen erhalten, ausgestattet mit Auf-
enthaltsräumen eingerichtet mit Küchenzei-
len, Wohnzimmer, Therapieräume, Schwes-
ternzimmer, Abstellräumen, Sauber- und 
Unreinräume. In jedem Wohngeschoß ist 
ein großzügiges Pflegebad vorhanden. Die 
Bewohnerinnen und Bewohner werden in 5 
Wohngruppen untergebracht. In allen Auf-
enthaltsbereichen wird eine flächendecken-
de Brandmeldeanlage installiert. 

Die Pflegeappartements erhalten außerdem 
einen Schwesternnotruf und einen Telefon- 
sowie Internetanschluss (WLAN). Das Bau-
vorhaben wird mit einem hohen Wohnkom-
fort speziell für die Bedürfnisse pflegebe-
dürftiger Menschen konzipiert.

Die Einrichtung erhält ausreichend PKW- 
Stellplätze innerhalb des Grundstücks ge-
mäß den Vorgaben der Stellplatz-Verord-
nung, die 1 Stellplatz je 6-10 Betten vor-
sieht. Ein bis zwei PKW-Stellplätze im Be-
reich des Haupteingangs werden für behin-
derte Personen hergestellt.“

Rollstuhlgerechte Gärten mit hoher 
Aufenthaltsqualität gemäß einem Außen-
anlagen-Gestaltungsplan mit viel Grün und 
Bäumen, Fußwegen mit Parkbänken und 
Parkleuchten sollen die Gesamtanlage ab-
runden. 

(Quelle: Vorhabenbeschreibung zur Errichtung 
eines Alten- und Pflegeheimes sowie von zwei 
Mehrfamilienhäusern in Ramstein-Miesenbach/
Ramstein, Markstraße, Stand: 12.08.2019; Rö-
merhaus Bauträger GmbH Schifferstadt)

Ansicht Ost (Landstuhler Straße); ohne Maßstab; Quelle: Römerhaus Bauträger GmbH, Schifferstadt; Stand: 12.08.2019; ohne Maßstab; Bearbeitung: Kernplan
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Ansicht Nord; ohne Maßstab; Quelle: Römerhaus Bauträger GmbH, Schifferstadt; Stand: 12.08.2019; ohne Maßstab; Bearbeitung: Kernplan

Ansicht West; ohne Maßstab; Quelle: Römerhaus Bauträger GmbH, Schifferstadt; Stand: 12.08.2019; ohne Maßstab; Bearbeitung: Kernplan
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Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte

Bauplanungsrechtliche Festset-
zungen

§ 12 Abs. 3a BauGB i.V.m. § 9 Abs. 2 BauGB

Gemäß § 12 Abs. 3a BauGB wird unter An-
wendung des § 9 Abs. 2 BauGB festgesetzt, 
dass im Rahmen der festgesetzten Nutzun-
gen nur solche Vorhaben zulässig sind, zu 
deren Durchführung sich die Vorhabenträ-
gerin im Durchführungsvertrag verpflichtet.

Art der baulichen Nutzung

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 11 
Abs. 2 BauNVO

Sonstiges Sondergebiet, Zweckbe-
stimmung „Seniorenwohn- und 
Pflegeheim“

Der Bebauungsplan soll den Bau eines Se-
niorenwohn- und -pflegeheims ermögli-
chen. Als Art der baulichen Nutzung wird 

aus diesem Grund ein Sonstiges Sonderge-
biet mit der Zweckbestimmung „Senioren-
wohn- und -pflegeheim“ festgesetzt. Damit 
wird dem bestehenden Bedarf in der Stadt 
Ramstein-Miesenbach nach einer solchen 
Einrichtung Rechnung getragen. 

Gemäß § 11 Abs. 1 BauNVO sind als sonsti-
ge Sondergebiete solche Gebiete festzuset-
zen, die sich von den Baugebieten nach den 
§§ 2 bis 10 BauNVO wesentlich unterschei-
den. Ein in diesem Sinne wesentlicher 
Unterschied liegt dann vor, wenn ein Fest-
setzungsgehalt gewollt ist, der sich keinem 
der in § 2 bis 10 BauNVO geregelten Grund-
typen zuordnen und sich deshalb sachge-
recht nicht mit einer auf sie gestützten Fest-
setzung erreichen lässt.

Die besondere Funktion und Bedeutung 
eines Seniorenwohn- und -pflegeheims 
rechtfertigt die Festsetzung als Sonderge-
biet und gewährleistet, dass es hier nicht zu 
anderen Nutzungen kommt.

Weitere Nutzungen sind an diesem Stand-
ort nicht vorgesehen, weshalb auch die 
Festsetzung einer Wohnbaufläche nach 
BauNVO ausscheidet.

Die zulässige Nutzungsart wird detailliert 
auf Grundlage des Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplanes definiert (bei der Erstellung 
von vorhabenbezogenen Bebauungsplänen 
besteht gem. § 12 Abs. 3 BauGB keine Bin-
dung an den abschließenden Festsetzungs-
katalog des § 9 BauGB).

Zulässig sind alle für das Seniorenwohn- 
und -pflegeheim erforderlichen Nutzungen 
und funktional damit im Zusammenhang 
stehenden Einrichtungen. Einer ungeordne-
ten städtebaulichen Entwicklung wird da-
mit entgegengewirkt.

Andere Nutzungen sind an diesem Standort 
nicht gewünscht.

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplans, ohne Maßstab; Quelle: Kernplan
1.  BAUPLANUNGSRECHTLICHE 
 FESTSETZUNGEN
 § 12 ABS. 3A BAUGB I.V.M. § 9 ABS. 2 BAUGB

Gemäß § 12 Abs. 3a BauGB wird unter Anwendung 
des § 9 Abs. 2 BauGB festgesetzt, dass im Rahmen der 
festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig 
sind, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger 
im Durchführungsvertrag verpfl ichtet.

2.  ART DER BAULICHEN NUTZUNG
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB; 

§§ 1-14 BAUNVO

2.1 SONSTIGES SONDERGEBIET,    
 ZWECKBESTIMMUNG „SENIORENWOHN-  
 UND -PFLEGEHEIM“

Zulässig sind:

Siehe Plan. 
Analog § 11 BauNVO wird als Art der baulichen Nutzung 
ein Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung 
„Seniorenwohn- und -pfl egeheim“ festgesetzt.

1. Seniorenwohn- und -pflegeheim mit 95 Pflegebet-
ten in Ein-Bett-Appartements und Zwei-Bett-Ap-
partements,

2. dem Seniorenwohn- und -pflegeheim dienende und 
untergeordnete Aufenthalts-, Sozial-, Geschäfts-, 
Büro- und Verwaltungsräume, Anlagen für die 
Pflege (z.B. Sanitäranlagen),

3. den Bedürfnissen der Bewohner entsprechende 
Anlagen für Dienstleistungen und Aktivitäten, wie 
insbesondere Gruppenbereiche, Anlagen für ge-
meinschaftliche Aktivitäten und Therapie, Ausstel-
lungsräume,

4. Anlagen für sportliche und gesundheitliche Zwecke, 
Wellness, Massage, Haarschneiderei und sonstige 
Anwendungen sowie für Kosmetik,

5. Schank- und Speisewirtschaft (z.B. Bistro, Cafeteria  
mit Kiosk, Restaurant).

3. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. §§ 16-21A BAUNVO

3.1 HÖHE BAULICHER ANLAGEN
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 18 BAUNVO

Siehe Plan.
Maßgebender oberer Bezugspunkt der Höhe für die 
baulichen und sonstigen Anlagen ist die Firsthöhe 
(FH). Der maßgebende obere Bezugspunkt kann den 
Nutzungsschablonen entnommen werden. 

Bei Gebäuden mit Flachdächern oder flachgeneigten 
Dächern ist der maßgebende obere Bezugspunkt für 
die maximale Höhe grundsätzlich die Oberkante der 
baulichen und sonstigen Anlagen (Attika, Gebäude-
oberkante etc.). 

Bei Ausbildung eines Staffelgeschosses entspricht die 
Gebäudeoberkante der festgesetzten Firsthöhe. 

Die Gebäudeoberkante wird im Übrigen definiert durch 
den Schnittpunkt zweier geneigter Dachflächen oder 
den Schnittpunkt zwischen Außenwand und Dachhaut.

Die zulässige Firsthöhe kann durch untergeordnete 
Bauteile (technische Aufbauten, etc.) auf max. 10 
% der Grundfläche bis zu einer Höhe von max. 2,0 
m überschritten werden. Durch Photovoltaikmodule/ 
Solarmodule inkl. der zum Betrieb erforderlichen 
Anlagen und Bauteile sind weitere Überschreitungen 
zulässig.

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (ANALOG § 9 BAUGB)

Abwasserbeseitigung (gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 57-63 Landeswassergesetz)

• Das Plangebiet ist im modifizierten Trennsystem zu entwässern. 

• Schmutzwasser wird über einen Schmutzwasserkanal in den bestehenden Mischwasserkanal abgeleitet. 

• Anfallendes Regenwasser wird entweder versickert (sofern der bodengutachterliche Nachweis erbracht 
wird) oder über einen Regenwasserkanal abgeleitet, in einem unterirdischen Rückhaltebecken/-kanal ge-
speichert und gedrosselt in den Mischwasserkanal abgegeben. 

• Das Entwässerungskonzept ist mit der SGD Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Boden-
schutz abzustimmen.

• Zur Brauchwassernutzung ist die Errichtung von Speichern (z.B. Zisterne) zulässig.

Örtliche Bauvorschriften (gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 88 LBauO)

• Stellplätze: Je 8 Betten im Seniorenwohn- und -pfl egeheim ist ein PKW-Stellplatz nachzuweisen. 

• Dachform, Dacheindeckung: Als Dachform sind Satteldächer, fl achgeneigte Satteldächer und Flachdächer 
zulässig. Anlagen zur Nutzung der Solarenergie auf geneigten Dächern sind nur in der gleichen Neigung 
wie die dazugehörige Dachfläche zulässig. Eine Begrünung der Flachdächer ist ausdrücklich erlaubt.

• Fassadengestaltung: Für die Gestaltung der Fassaden sind nur glatter oder feinstrukturierter Putz, Sicht-
mauerwerk, unpolierter Naturstein und Holzverkleidungen zulässig. Unzulässig sind Fassadenverkleidungen 
aus glänzenden/refl ektierenden Materialien und Keramikplatten. Ausnahmsweise sind auch andere Mate-
rialien zulässig. Eine Fassadenbegrünung ist ausdrücklich erlaubt.

• Böschungen, Stützmauern, Abgrabungen und Aufschüttungen: Die Anlage von Böschungen, Stützmauern 
(auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche), Abgrabungen und Aufschüttungen ist bis zu einer 
Höhe von 3,0 m zulässig.

• Einfriedungen: Innerhalb des Plangebietes sind Einfriedungen (Zäune, Hecken, etc.) bis zu einer Gesamt-
höhe von 1,50 m zulässig. Zufahrtsbereiche sind freizuhalten. Entlang der Geltungsbereichsgrenzen zu den 
Nachbargrundstücken ist ein Sichtschutz zum Freisitz im Erdgeschoss zu errichten. Die tatsächliche Ausfüh-
rung ist mit den betroffenen Nachbarn festzulegen.

• Sonstiges: Abfallbehälter sind entweder in Schränken einzubauen oder sichtgeschützt aufzustellen.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(ANALOG § 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LWG UND LBAUO)

3.2 GRUNDFLÄCHENZAHL 
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die Grundfl ächenzahl (GRZ) wird analog § 9 Abs. 1 
Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 und 4 BauNVO und § 
17 Abs. 2 BauNVO auf 0,5 festgesetzt.

Bei der Ermittlung der Grundfl äche sind die 
Grundfl ächen von

1. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3. baulichen Anlagen unterhalb der 

Geländeoberfl äche, durch die das Baugrundstück 
lediglich unterbaut wird,

mitzurechnen.

Analog § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die festge-
setzte GRZ durch Stellplätze mit ihren Zufahrten, durch 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und durch 
bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfl äche, 
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird 
(§ 19 Abs. 4 Nr. 1 bis 3 BauNVO) bis zu einer GRZ von 
0,7 überschritten werden.

3.3 ZAHL DER VOLLGESCHOSSE 
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 20 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die Zahl der Vollgeschosse wird analog § 16 Abs. 2 
BauNVO und § 20 BauNVO als Höchstmaß festgesetzt. 
Kellergeschosse sind auf die Zahl der Vollgeschosse 
nicht anzurechnen (§ 21 a Abs. 1 BauNVO).

4. BAUWEISE
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 22 BAUNVO

Siehe Plan. 
Es wird eine abweichende Bauweise festgesetzt. In der 
abweichenden Bauweise analog § 22 Abs. 4 BauNVO 
sind Gebäudelängen von mehr als 50 m zulässig. 

5. ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE 
GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 23 BAUNVO

Siehe Plan.
Die überbaubaren Grundstücksfl ächen sind im 
Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Analog § 23 Abs. 3 BauNVO 
dürfen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht 
überschreiten. Demnach sind die Gebäude innerhalb 
des im Plan durch Baugrenzen defi nierten Standortes 
zu errichten.

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksfl ächen sind 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen 
(§ 14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck 
der in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke 
oder des Baugebietes selbst dienen und die seiner 
Eigenart nicht widersprechen (z. B. Wege, Terrassen, 
Sitzgruppen, Müllsammelplätze). Die zur Versorgung 
und Entsorgung des Baugebietes dienenden Anlagen 
sind analog § 14 Abs. 2 BauNVO ausnahmsweise 
zulässig. 

Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach 
Landesrecht in den Abstandsfl ächen zulässig sind oder 
zugelassen werden können.

6. FLÄCHEN FÜR NEBENANLAGEN UND 
STELLPLÄTZE MIT IHREN EINFAHRTEN
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB Siehe Plan.

Nebenanlagen und Stellplätze mit ihren Einfahrten 
sind sowohl innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfl ächen als auch in den festgesetzten 
Flächen für Nebenanlagen und Stellplätze mit ihren 
Einfahrten zulässig.

7. ANSCHLUSS AN DIE ÖFFENTLICHE 
STRASSENVERKEHRSFLÄCHEN, 
HIER: EIN- UND AUSFAHRTBEREICHE

 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB Siehe Plan. 
Ein- und Ausfahrten sind nur in den entsprechend 
gekennzeichneten Bereich entlang der Marktstraße 
sowie über den öffentlichen Parkplatz im Bereich der 
Landstuhler Straße zulässig.

8. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE 
UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, 
NATUR UND LANDSCHAFT
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB Gehölzrodung außerhalb der Brut- und Setz-

zeiten bzw. der Zeit der Sommerquartiernahme: 
Der Rückbau der Geräteschuppen und die Rodung von 
Gehölzen darf gem. § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG nur 
außerhalb der Brut- und Setzzeiten im Zeitraum vom 1. 
Oktober bis 28. Februar erfolgen. Andernfalls sind die 
relevanten Strukturen vor dem Rückbau endoskopisch 
auf einen Besatz zu prüfen; sollten Tiere entdeckt wer-
den, dann ist das weitere Vorgehen mit der zuständi-
gen Naturschutzbehörde abzustimmen.

9.  ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN 
UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN

 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB Je 4 Stellplätze ist mindestens ein standortgerech-
ter Laubbaumhochstamm (Pfl anzqualität: 3xv., Stu 
16/18) anzupfl anzen und dauerhaft zu erhalten. Aus-
fälle sind durch gleichartige Bäume zu ersetzen. 

Für die Hochstämme sind folgende Arten zu verwen-
den:

• Hainbuche (Carpinus betulus),
• Stiel-/Trauben-Eiche (Quercus robur/petraea),
• Buche (Fagus sylvatica)
• Vogelkirsche (Prunus avium),
• Vogelbeere (Sorbus aucuparia),
• Winter/Sommerlinde (Tilia cordata/platyphyllos) 

Traubenkirsche (Prunus padus),
• Walnuss (Juglans regia),
• Ahorn (Acer pseudoplatanus/platanoides/campes-

tre)

Hochstämmige Obstbäume:
Der Verband der Gartenbauvereine Saarland-Rhein-
land-Pfalz e.V. hat auf seiner Internetseite eine Liste 
mit empfehlenswerten Apfel- und Birnensorten veröf-
fentlicht. 

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzungen 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes gelten u. a. 
folgende Gesetze und Verordnungen:

• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03. November 2017 (BGBI. I S. 3634).

• Baunutzungsverordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. I 
S. 3786).

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleit-
pläne und die Darstellung des Planinhalts (Plan-
zeichenverordnung - PlanzV) vom 18. Dezember 
1990 (BGBI. I S. 58), zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 
1057).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert 
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 13. Mai 2019 
(BGBI. I S. 706).

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Was-
serhaushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2585), zuletzt durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 04. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2254).

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 3 
Absatz 3 des Gesetzes vom 27. September 2017 
(BGBl. I S. 3465).

• Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 
1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Arti-
kel 37 des Gesetzes vom 19. Dezember 2018 
(GVBl. S. 448).

• Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) vom 
24. November 1998 (GVBI. 365), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juni 2019 
(GVBl. S. 112).

• Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von 
Natur und Landschaft Rheinland-Pfalz (Landesna-
turschutzgesetz - LNatSchG -) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 06. Oktober 2015 (GVBI. 
S. 283), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 21. Dezember 2016 (GVBI. S. 583). 

• Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz (Lan-
deswassergesetz - LWG -) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 2015 (GVBl. S. 127), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 26. November 2019 (GVBl. S. 338).

• Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. Juli 2005 
(GVBl. S. 302), zuletzt geändert durch Artikel 14 
des Gesetzes vom 19. Dezember 2018 (GVBl. S. 
448).

• Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz (DSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. März 
1978 (GVBl. S. 159), zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 03. Dezember 2014 
(GVBl. S. 245).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

VERFAHRENSVERMERKE

• Die Vorhabenträgerin, die Römerhaus Bauträger  
GmbH, hat mit Schreiben vom __.__.____ die 
Einleitung eines Satzungsverfahrens nach § 12 
BauGB beantragt.

• Der Stadtrat der Stadt Ramstein-Miesenbach hat 
am __.__.____ die Einleitung des Verfahrens zur 
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes „Seniorenwohn- und -pflegeheim Markt-
straße“ beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Der Beschluss, diesen Be bau ungs plan aufzustel-
len, wurde am __.__.____ ortsüblich bekanntge-
macht (§ 2 Abs.1 BauGB).

• Der vorhabenbezogene Bebauungsplan „Senio-
renwohn- und -pflegeheim Marktstraße“ wird 
gem. § 13a BauGB (Bebauungspläne der Innen-
entwicklung) im beschleunigten Verfahren aufge-
stellt. Gem. § 13a Abs. 3 und 4 BauGB wird eine 
Umweltprüfung nicht durchgeführt.

• Der Stadtrat der Stadt Ramstein-Miesenbach hat 
in seiner Sitzung am __.__.____ den Entwurf 
gebilligt und die öffentliche Auslegung des vor-
habenbezogenen Bebauungsplanes „Senioren-
wohn- und -pflegeheim Marktstraße“ beschlos-
sen (§ 13a BauGB i. V. m. § 3 Abs. 2 BauGB).

• Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) 
und dem Textteil (Teil B) sowie der Begründung, 
hat in der Zeit vom __.__.____ bis einschließlich 
__.__.____ öffentlich ausgelegen (§ 13a BauGB 
i. V. m. § 3 Abs. 2 BauGB).

• Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem 
Hinweis, dass Stellungnahmen während der Aus-
legungsfrist von jedermann schriftlich oder zur 
Niederschrift abgegeben werden können, dass 
nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen 
bei der Beschlussfassung über den vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben 
können, am __.__.____ ortsüblich bekannt ge-
macht (§ 13a BauGB i. V. m. § 3 Abs. 2 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie die Nachbargemeinden wurden 
mit Schreiben vom __.__.____ von der Aus-
legung benachrichtigt (§ 13a BauGB i. V. m. 
§ 3 Abs. 2 BauGB, § 4 Abs. 2 BauGB und § 2 
Abs. 2 BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis zum 
__.__.____ zur Stellung nahme eingeräumt.

• Während der öffentlichen Auslegung gingen sei-
tens der Behörden und der sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange, der Nachbargemeinden sowie 
der Bürger Anregungen und Stellungnahmen 
ein. Die Abwägung der vorgebrachten Bedenken 
und Anregungen erfolgte durch den Stadtrat am 
__.__.____. Das Ergebnis wurde denjenigen, die 
Anregungen und Stellungnahmen vorgebracht 
haben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB). 

• Der Stadtrat der Stadt Ramstein-Miesenbach hat 
am __.__.____ den vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan „Seniorenwohn- und -pflegeheim 
Marktstraße“ als Satzung beschlossen (§ 10 
Abs. 1 BauGB). Der vorhabenbezogene Bebau-
ungsplan besteht aus der Planzeichnung (Teil A) 
und dem Textteil (Teil B) sowie der Begründung.

• Der vorhabenbezogene Bebauungsplan „Senio-
renwohn- und -pflegeheim Marktstraße“ wird 
hiermit als Satzung ausgefertigt.

Ramstein-Miesenbach, den __.__.____

Der Bürgermeister

• Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschrif-
ten sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 
BauGB und auf die Rechtsfolgen des § 24 Abs. 6 
Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) hin-
gewiesen worden.

• Mit dieser Bekanntmachung tritt der vorhaben-
bezogene Bebauungsplan „Seniorenwohn- und 
-pflegeheim Marktstraße“, bestehend aus der 
Plan zeich nung (Teil A) und dem Textteil (Teil 
B) sowie der Begründung in Kraft (§ 10 Abs. 3 
BauGB).

Ramstein-Miesenbach, den __.__.____

Der Bürgermeister

Verfahren

• Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB aufgestellt. Die 
Vorschriften des § 13 BauGB gelten entsprechend. Damit wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltprü-
fung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 
2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, der zusammenfassenden Erklärung 
nach § 10a Abs. 1 BauGB und gem. § 13 Abs. 2 BauGB von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung 
nach §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB abgesehen.

Hochwasserschutz / Starkregen

• Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberfl ächenabfl üsse aufgrund von 
Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfl uss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf kein 
zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überfl utungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberfl ächenplanung 
vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von möglichen Über-
fl utungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und Grundstücksgestal-
tung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken.

Bodenschutz

• Der bei Bauarbeiten anfallende Oberboden (Mutterboden) ist schonend zu behandeln und einer sinnvollen 
Folgenutzung zuzuführen. Auf § 202 BauGB „Schutz des Mutterbodens“ wird verwiesen.

• Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans sind keine Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Bodenver-
änderungen oder Verdachtsfl ächen bekannt (nachsorgender Bodenschutz). 

• Sofern Erkenntnisse über abgelagerte Abfälle (Altablagerungen), stillgelegte Anlagen, bei denen mit umwelt-
gefährlichen Stoffen umgegangen wurde (Altstandorte) oder gefahrverdächtige Beeinträchtigungen der Bo-
denfunktionen wie z.B. Schadstoffverunreinigungen, Bodenverdichtungen oder -erosionen (Verdachtsfl ächen 
bzw. schädliche Bodenveränderungen) vorliegen, wird um Mitteilung an die SGD Süd, Regionalstelle Wasser-
wirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz gebeten.

• Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen DIN-Vorschriften (z. B. DIN 4020 und 
1054, DIN EN 1997-1 und -2) zu berücksichtigen. 

Denkmalschutz

1. Die ausführenden Baufi rmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes (DSchG) 
vom 23.3.1978 (GVBI., 1978, S.159 ff), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26.11.2008 (GVBI.,2008, S.301) 
sowie durch Art. 3 des Gesetzes vom 03.12.2014 (GVBI. S. 245) hinzuweisen. Danach ist jeder zutage 
kommende, archäologische Fund unverzüglich zu melden, die FundsteIle soweit als möglich unverändert zu 
lassen und die Gegenstände sorgfältig gegen Verlust zu sichern. 

2. Absatz 1 entbindet Bauträger/Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen der Verwaltung jedoch nicht von 
der Meldepfl icht und Haftung gegenüber der GDKE. 

3. Sollten wirklich archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchäologie ein an-
gemessener Zeitraum einzuräumen, damit wir unsere Rettungsgrabungen, in Absprache mit den ausführen-
den Firmen, planmäßig den Anforderungen der heutigen archäologischen Forschung entsprechend durch-
führen können. Im Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je nach Umfang der evtl. notwendigen 
Grabungen sind von Seiten der Bauherren/Bauträger fi nanzielle Beiträge für die Maßnahmen erforderlich. 

• Die Direktion Landesarchäologie ist an den weiteren Verfahrensschritten zu beteiligen, da jederzeit bisher un-
bekannte Fundstellen in Erscheinung treten können. 

• Rein vorsorglich wird darauf hinweisen, dass sich im Planungsgebiet bisher nicht bekannte Kleindenkmäler 
(wie Grenzsteine) befi nden können. Diese sind selbstverständlich zu berücksichtigen bzw. dürfen von Planie-
rungen o.ä. nicht berührt oder von ihrem angestammten, historischen Standort entfernt werden.

• Es gilt allgemein die Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungspfl icht für archäologische Funde bzw. Befunde 
gem. § 16 - 21 DSchG Rheinland-Pfalz.

Pfalzwerke AG

• Rechtzeitig vor Baubeginn ist durch den Vorhabenträger eine aktuelle Planauskunft einzuholen, die auf der 
Webseite (www.pfalzwerke-netz.de) zur Verfügung gestellt wird.

LBM

• Vom Träger der Straßenbaulast der L 363 können keine Immissionsschutzmaßnahmen gefordert werden.

Detailplanung

• Mit dem Bauantrag ist ein Nivellement einzureichen, aus dem die Geländemodellierung einschließlich Stütz-
mauern etc. hervorgeht. Zusätzlich ist ein Freifl ächengestaltungsplan beizulegen.

Radonprognose

• Messungen in vergleichbaren Gesteinseinheiten haben gezeigt, dass mit niedrigem bzw. mäßigem Radonpo-
tenzial zu rechnen ist. Bereits bei mäßigem Radonpotenzial, vor allem bei guter Gaspermeabilität des Bodens, 
wird ein der Radonsituation angepasstes Bauen empfohlen. Es kann auch nicht ausgeschlossen werden, dass 
unter dem Baugebiet eine geologische Störung vorliegt. Orientierende Radonmessungen in der Bodenluft in 
Abhängigkeit von den geologischen Gegebenheiten des Bauplatzes oder Baugebietes sollten die Informatio-
nen liefern, ob das Thema Radon bei der Bauplanung entsprechend zu berücksichtigen ist. Das Landesamt für 
Geologie und Bergbau bittet darum, die Ergebnisse der Radonmessungen mitzuteilen, damit diese in anony-
misierter Form zur Fortschreibung der Radonprognosekarte von Rheinland-Pfalz beitragen. Es wird empfohlen, 
die Messungen in einer Baugebietsfl äche an mehreren Stellen, mindestens 6/ha, gleichzeitig durchzuführen. 
Die Anzahl kann aber in Abhängigkeit von der geologischen Situation auch höher sein. Die Arbeiten sollten 
von einem mit diesen Untersuchungen vertrauten Ingenieurbüro ausgeführt werden und dabei die folgenden 
Posten enthalten: Begehung der Fläche und Auswahl der Messpunkte nach geologischen Kriterien; Radon-
gerechte, ca. 1 m tiefe Bohrungen zur Platzierung der Dosimeter, dabei bodenkundliche Aufnahme des Bohr-
gutes; Fachgerechter Einbau und Bergen der Dosimeter; Auswertung der Messergebnisse, der Bodenproben 
sowie der Wetterdaten zur Ermittlung der Radonkonzentration im Messzeitraum und der mittleren jährlichen 
Radonverfügbarkeit; Kartierung der Ortsdosisleistung (gamma); Interpretation der Daten und schriftliches Gut-
achten mit Bauempfehlungen. Fragen zur Geologie im betroffenen Baugebiet sowie zur Durchführung der 
Radonmessung in der Bodenluft beantwortet gegebenenfalls das Landesamt für Geologie und Bergbau. Infor-
mationen zum Thema Radonschutz von Neubauten und Radonsanierungen können dem „Radon-Handbuch“ 
des Bundesamts für Strahlenschutz entnommen werden. Das Landesamt für Umwelt gibt Auskunft zu bau-
lichen Maßnahmen zur Radonprävention (Radon@lfu.rlp.de).

Telekom Technik GmbH

• Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen Telekommunikationslinien 
vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu 
den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. Insbesondere müssen Abdeckungen von Abzweigkästen 
und Kabelschächten sowie oberirdische Gehäuse soweit frei gehalten werden, dass sie gefahrlos geöffnet und 
ggf. mit Kabelziehfahrzeugen angefahren werden können. Bei Konkretisierung der Planungen ist eine Plan-
auskunft und Einweisung von der zentralen Stelle, Deutsche Telekom Technik GmbH Zentrale Planauskunft 
Südwest, einzufordern. Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten.

HINWEISE

PLANZEICHENERLÄUTERUNG
GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

SONSTIGES SONDERGEBIET, HIER: SENIORENWOHN- UND -PFLEGEHEIM 
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 11 BAUNVO)

FHmax

HÖHE BAULICHER ANLAGEN; HIER: ZULÄSSIGE FIRSTHÖHE ALS 
HÖCHSTMASS
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 18 BAUNVO)

GRZ GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 19 BAUNVO)

III ZULÄSSIGE ZAHL DER VOLLGESCHOSSE ALS HÖCHSTMASS
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 20 BAUNVO)

a ABWEICHENDE BAUWEISE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 4 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

UMGRENZUNG VON FLÄCHEN FÜR NEBENANLAGEN UND STELLPLÄTZE 
MIT IHREN EINFAHRTEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 4 UND 22 BAUGB)

ANSCHLUSS AN DIE ÖFFENTLICHE STRASSENVERKEHRSFLÄCHEN; HIER: 
EIN- UND AUSFAHRTBEREICHE
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Obstbäumen sind daneben ausführlich in der Bro-
schüre„Obstsorten für den Streuobstbau in Rhein-
land-Pfalz“ (2003) beschrieben. Mindestqualität der 
Hochstämme: 3-mal verpfl anzt, mindestens 16-18 cm 
Stammumfang (StU) gemessen in 1m Höhe.

Bei allen Baumpfl anzungen sind die Empfehlungen 
der FLL (Empfehlungen für Baumpfl anzungen, Teil 1 
- Planung, Pfl anzarbeiten, Pfl ege, 2. Ausgabe 2015, 
Teil 2 Standortvorbereitungen für Neupfl anzungen, 
Pfl anzgruben und Wurzelraumerweiterung, Bauweisen 
und Substrate, 2. Ausgabe 2010 sowie die Gütebe-
stimmungen für Baumschulpfl anzen) ebenso wie die 
einschlägigen DIN Normen (DIN 18916 (Vegetations-
technik im Landschaftsbau, Pfl anzen und Pfl anzarbei-
ten) zu beachten. 

Die Baumpfl anzungen sind dauerhaft zu sichern und 
Ausfälle durch gleichartige Bäume zu ersetzen.

10. ERHALT VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND 
SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN 
ANALOG. § 9 ABS. 1 NR. 25B BAUGB Naturraumtypische und standortgerechte Gehölze 

sind, sofern es der Gesundheitszustand erlaubt und die 
Verkehrssicherheit gewährleistet ist, zu erhalten, und 
in die Planung zu integrieren. 

11. GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
ANALOG § 9 ABS. 7 BAUGB Siehe Plan.
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Maß der baulichen Nutzung

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 
- 21a BauNVO

Höhe baulicher Anlagen

Die Höhenentwicklung im Plangebiet wird 
über die Höhe baulicher Anlagen durch 
Festsetzung der Firsthöhe exakt geregelt 
und so auf eine absolute Maximale be-
grenzt. Die festgesetzten Höhen sind aus 
dem städtebaulichen Konzept abgeleitet.

Bei Gebäuden mit Flachdächern ist der 
maßgebende obere Bezugspunkt für die 
maximale Höhe grundsätzlich die Oberkan-
te der baulichen und sonstigen Anlagen 
(Gebäudeoberkante, Attika, etc.).

Bei Ausbildung eines Staffelgeschosses ent-
spricht die Gebäudeoberkante der festge-
setzten Firsthöhe.

Mit der Definition der Höhe der baulichen 
Anlagen wird insgesamt das Ziel verfolgt, 
die Errichtung überdimensionierter Baukör-
per im Vergleich zur umgebenden Bebau-
ung weitgehend zu verhindern und eine an-
gemessene Integration ohne erhebliche Be-
einträchtigung des Stadt- und Landschafts
bildes zu erreichen.

Durch die Höhenfestsetzungen wird einer 
gegenüber dem Bestand unverhältnismäßi-
gen überdimensionierten Höhenentwicklung 
vorgebeugt. Dadurch soll verhindert wer-
den, dass durch Nicht-Vollgeschosse (z. B. 
durch Staffelgeschosse) eine unverhältnis-
mäßige Ausnutzung erfolgt. Der angrenzen-
de Platz an der Landstuhler Straße wird 
durch die Bebauung mit einer Raumkante 
abgeschlossen und gleichzeitig durch die 
Höhenbeschränkung nicht von ihr domi-
niert. Die Umgebende Bebauung ist größ-
tenteils zwar zweigeschossig, doch durch 
die Ausnutzung der Dachgeschosse der 
Bestandsgebäude und dem eher flachge-
neigten Satteldach des Neubaus ergibt sich 
hier keine große Differenz.

Für die Festsetzung der Höhe der baulichen 
Anlagen sind gem. § 18 BauNVO eindeuti-
ge Bezugshöhen erforderlich, um die Höhe 
der baulichen Anlagen genau bestimmen zu 
können. Die Bezugshöhen sind der Festset-
zung zu entnehmen.

Die Festsetzung, dass die zulässige Firsthö-
he durch technische Aufbauten überschrit-
ten werden darf, dient der Gewährleistung 
des ordnungsgemäßen Betriebes der bauli-
chen Anlage.

Grundflächenzahl (GRZ)

Die Grundflächenzahl analog §  19 Abs.  1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Grundfläche je Qua-
dratmeter Grundstücksfläche zulässig sind. 
Demnach erfasst die Grundflächenzahl den 
Anteil des Baugrundstücks, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf. Folg-
lich wird hiermit zugleich ein Mindestmaß 
an Freiflächen auf dem Baugrundstück ge-
währleistet (sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden). 

Die gewählte Grundflächenzahl orientiert 
sich eng an der städtebaulichen Konzep-
tion. Demnach ist eine GRZ von 0,5 festge-
setzt.

Die Festsetzung einer GRZ von 0,5 über-
schreitet gemäß § 17 BauNVO geringfügig 
die Bemessungsobergrenze für die bauliche 
Nutzung in Allgemeinen Wohngebieten und 
liegt unterhalb der zulässigen Obergrenze 
für Sondergebiete. 

Die Grundflächenzahl darf gemäß BauNVO 
durch die Grundflächen von Garagen und 
Stellplätzen mit ihren Zufahrten, 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO 
und baulichen Anlagen unterhalb der Ge-
ländeoberfläche, durch die das Baugrund-
stück lediglich unterbaut wird, bis zu einer 
GRZ von 0,7 überschritten werden. 

Mit der differenzierten Regelung der GRZ 
wird sichergestellt, dass lediglich unterge-
ordnete Nebenanlagen wie Stellplätze zu 
einem höheren Maß der baulichen Nutzung 
führen werden. Unvertretbaren Versiegelun-
gen durch Hauptgebäude wird damit be-
gegnet, die anteilsmäßige Flächenbegren-
zung wird gewahrt.

Zahl der Vollgeschosse

Zur eindeutigen Bestimmung des Maßes 
der baulichen Nutzung ist eine dreidimen-
sionale Maßfestsetzung notwendig. Analog 
§ 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Vollgeschos-
se die Geschosse, die nach landesrechtli-
chen Vorschriften Vollgeschosse sind oder 
auf ihre Zahl angerechnet werden.

Die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse lei-
tet sich aus dem städtebaulichen Konzept 
ab. 

Zusammen mit der Festsetzung der Höhe 
baulicher Anlagen kann durch die Festset-
zung der Vollgeschosse insgesamt vermie-
den werden, dass es durch eine Ausnutzung 
der Geschossigkeit (Staffelgeschoss, Keller) 

zu einer unerwünschten Höhenentwicklung 
kommt. Auch der Bestand sowie die umge-
bende Bebauung weist überwiegend eine 
zwei- bis dreigeschossige Bebauung auf.

Einer wesentlichen Beeinträchtigung des 
Stadt- und Landschaftsbildes wird damit 
entgegengewirkt. 

Bauweise

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m.§ 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Nachbargrenzen 
angeordnet werden. 

Gemäß dem städtebaulichen Konzept ist im 
Plangebiet eine abweichende Bauweise er-
forderlich, da das Gesamtgebäude eine 
Länge von mehr als 50 m aufweist.

Überbaubare und 
nicht überbaubare 
Grundstücksflächen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksflächen durch Baugrenzen wer-
den die bebaubaren Bereiche des Grund-
stücks definiert und damit die Verteilung 
der baulichen Anlagen auf dem Grundstück 
geregelt. Die Baugrenze gemäß § 23 Abs. 3 
BauNVO umschreibt die überbaubare Flä-
che, wobei die Baugrenze durch die Gebäu-
de nicht überschritten werden darf.

Die Baugrenzen orientieren sich unter Be-
achtung geringfügiger Spielräume an der 
städtebaulichen Konzeption der geplanten 
Baukörper.

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen sind auch außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, 
sofern sie dem Nutzungszweck der in dem 
Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und seiner Eigen-
art nicht widersprechen (z. B. Müllsammel-
plätze). Die zur Versorgung und Entsorgung 
des Baugebietes dienenden Anlagen sind 
analog § 14 Abs. 2 BauNVO ausnahmswei-
se zulässig.

Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, so-
weit sie nach Landesrecht in den Abstands-
flächen zulässig sind oder zugelassen wer-
den können (z. B. Stellplätze).



„Seniorenwohn- und -pflegeheim Marktstraße“, Stadtteil Ramstein 18 www.kernplan.de

Damit ist eine zweckmäßige Bebauung der 
Grundstücke mit den erforderlichen 
Nebenanlagen und Einrichtungen sicherge-
stellt, ohne gesondert Baufenster auswei-
sen zu müssen.

Flächen für Nebenanlagen und 
Stellplätze mit ihren Einfahrten

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Die Festsetzung der Flächen für Stellplätze 
dient der Ordnung des ruhenden Verkehrs 
durch ein ausreichendes oberirdisches Stell-
platzangebot innerhalb des Plangebietes. 
Die für die geplante Nutzung erforderlichen 
Stellplätze werden ausschließlich im 
Plangebiet bereitgestellt. Zudem werden 
Beeinträchtigungen der bereits bestehen-
den Bebauung in der Nachbarschaft des 
Plangebietes vermieden (Parksuchverkehr 
etc.). 

Der Stellplatzschlüssel ist den örtlichen 
Bauvorschriften zu entnehmen. Dieser ist 
aus stadtplanerischer Sicht ausreichend. Für 
das Seniorenwohn- und -pflegeheim sind 
somit insgesamt 12 Stellplätze erforderlich. 
Das Planvorhaben sieht 17 Stellplätze vor. 
Somit werden ausreichend Stellplätze zur 
Unterbringung des ruhenden Verkehrs ge-
schaffen.

Anschluss an die öffentliche 
Strassenverkehrsflächen, Hier: 
Ein- und Ausfahrtbereiche

Analog. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Ein- und Ausfahrten sind nur in den dafür 
vorgesehenen Bereichen zulässig. 

Im Bereich der Straße „John-F.-Kennedy-
Platz“ ist eine Ein-/Ausfahrt nicht ge-
wünscht. Zur Vermeidung von Beeinträchti-
gungen der Verkehrsflüsse / der übergeord-
neten Straße erfolgt die Konzentration der 
Ein-/Ausfahrtbereiche an übergeordneter 
Stelle in der Marktstraße. Zusätzlich wird 
eine zweite Einfahrt bereitgestellt, die über 
die Landstuhler Straße erschlossen wird.

Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Zum Schutz potenziell vorkommender pla-
nungsrelevanter Arten innerhalb des 
Plangebietes werden vorsorglich entspre-

chende, artenschutzrechtlich begründete 
Maßnahmen festgesetzt.

Die festgesetzten Maßnahmen dienen der 
Minimierung der Umweltwirkungen im All-
gemeinen und der Vermeidung artenschutz-
rechtlicher Verbotstatbestände nach § 44 
Abs. 1 BNatSchG im Besonderen. Darüber 
hinaus sollen die Festsetzungen dazu bei-
tragen, die Beeinträchtigungen der durch 
das Planvorhaben induzierten Eingriffe zu 
mindern. Die einzelnen Maßnahmen sind 
den textlichen Festsetzungen des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes zu 
entnehmen.

Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflan-
zungen

Analog. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a i. V. m. §9 Abs. 1 
Nr. 20 BauGB

Aufgrund der zentralen innerörtlichen Lage 
des Plangebietes in direkter Nachbarschaft 
zu der bereits bestehenden mischgenutzten 
Bebauung ist die hochwertige und quali-
tätsvolle Ausgestaltung der Freiräume von 
besonderer Bedeutung. Mit den getroffenen 
grünordnerischen Festsetzungen wird die 
Entwicklung ökologisch hochwertiger Pflan-
zungen mit Mehrwert für das Landschafts- 
und Stadtbild erzielt. Die Festsetzung dient 
insbesondere der Eingrünung der Stellplatz-
flächen zur Steigerung der Aufenthalts- 
qualität. Auf weitergehende Festsetzungen 
wird verzichtet, da so noch Flexibilität bei 
der gärtnerischen Anlage verbleibt.

Erhalt von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen

Analog. § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB

Die Festsetzung zum Erhalt von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
dient dem Erhalt der naturraumtypischen 
und gebietsprägenden Gehölze im 
Plangebiet. 

Festsetzungen aufgrund 
landesrechtlicher Vorschriften 
(analog § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
LWG und LBauO)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V. mit §§ 57-63 LWG)

Die festgesetzten Maßnahmen der Abwas-
serbeseitigung dienen der ordnungsgemä-
ßen Entwässerung aller Flächen innerhalb 
des Plangebietes. 

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V.m § 85 Abs. 4 LBO)

Für Bebauungspläne können gem. § 9 Abs. 
4 BauGB i.V. mit § 88 der rheinlandpfälzi-
schen Landesbauordnung (LBauO) gestalte-
rische Festsetzungen getroffen werden.

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern, werden örtli-
che Bauvorschriften in den vorhaben
bezogenen Bebauungsplan aufgenommen. 
Die getroffenen Festsetzungen wurden zur 
Gewährleistung einer einheitlichen und ty-
pischen Gestaltung des Stadtbildes definiert 
und vermeiden gestalterische Negativwir-
kungen auf das Landschaftsbild.

Aufgrund der vorliegenden Topografie sind 
innerhalb des Plangebietes Aufschüttungen 
oder Abgrabungen bis zu einer Höhe von 
3,0 m allgemein zulässig. Dadurch werden 
die Voraussetzungen für eine zweckmäßige 
bauliche Nutzung des Plangebietes ge-
schaffen.

Die Festsetzungen bzgl. der Niederschlags-
wasserbeseitigung dienen der ordnungsge-
mäßen Entwässerung innerhalb des Plange-
biets.

Der Stellplatzschlüssel dient der Ordnung 
des ruhenden Verkehrs durch ein ausrei-
chendes oberirdisches Stellplatzangebot in-
nerhalb des Plangebietes. Die für die ge-
plante Nutzung erforderlichen Stellplätze 
werden ausschließlich im Plangebiet bereit-
gestellt. Zudem werden Beeinträchtigungen 
der bereits bestehenden Bebauung in der 
Nachbarschaft des Plangebietes vermieden 
(Parksuchverkehr etc.). 

Die getroffenen Einschränkungen zu Dach-
form, Dacheindeckung und Fassadengestal-
tung sollen Auswüchse (z. B. grelle Farbtö-
ne) verhindern. Die Begrünung von Fassa-
den und Dachflächen ist zwecks natur-
schutzfachlicher Aufwertung und Verbesse-



„Seniorenwohn- und -pflegeheim Marktstraße“, Stadtteil Ramstein 19 www.kernplan.de

rung des Mikroklimas zulässig. Die Zuläs-
sigkeit von Anlagen zur Nutzung der Son-
nenenergie auf den Dächern ermöglicht die 
Energiegewinnung aus solarer Strahlungs-
energie im Sinne der Nachhaltigkeit. Durch 
die Einhausung bzw. sichtgeschützte Auf-
stellung von Mülltonnen sollen darüber hin-
aus nachteilige Auswirkungen.

Zudem sind zum Schutz des Freibereiches 
im Erdgeschoss zu den angrenzenden Nach-
bargrundstücken Einfriedungen entlang der 
Grundstücksgrenzen zulässig.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das 
Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB 
von besonderer Bedeutung. Danach muss 
die Kommune als Planungsträgerin bei der 
Aufstellung eines Bebauungsplans die öf-
fentlichen und privaten Belange gegenein-
ander und untereinander gerecht abwägen. 
Die Abwägung ist die eigentliche Planungs
entscheidung. Hier setzt die Kommune ihr 
städtebauliches Konzept um und entschei-
det sich für die Berücksichtigung bestimm-
ter Interessen und die Zurückstellung der 
dieser Lösung entgegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials

•	 Gewichtung der Belange

•	 Ausgleich der betroffenen Belange

•	 Abwägungsergebnis

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen 
Lebensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in den 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan einge-
stellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Lebensbedingungen vor-
findet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-
einträchtigungen vom Plangebiet auf die 

Umgebung und von der Umgebung auf das 
Plangebiet vermieden werden. Dies kann 
erreicht werden, indem unvereinbare Nut-
zungen voneinander getrennt werden.

Die Festsetzungen wurden so gewählt, dass 
sich das Sondergebiet hinsichtlich Art und 
Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise 
sowie der überbaubaren Grundstücksfläche 
in die Umgebung und in die direkte Nach-
barschaft einfügt. Hierdurch wird 
Konfliktfreiheit gewährleistet. Zusätzlich 
schließen die im Bebauungsplan getroffe-
nen Festsetzungen innerhalb des 
Plangebietes jede Form der Nutzung aus, 
die innergebietlich oder im direkten Umfeld 
zu Störungen und damit zu Beeinträchti-
gungen führen können.

Bei der vorgesehenen Nutzung „Senioren-
wohn- und -pflegeheim“ handelt es sich um 
eine besondere Form des Wohnens, die 
einen geringen Störgrad aufweist.

Die unmittelbare Umgebung des 
Plangebietes entspricht einem Mischgebiet. 
Gegenseitige Beeinträchtigungen dieser 
Nutzungen sind bisher keine bekannt und 
auch künftig nicht zu erwarten.

Über die bauordnungsrechtlichen Abstands-
flächen wird eine ausreichende Belichtung 
und Belüftung der Grundstücke gewährleis-
tet.

Es kommt somit zu keinen nachteiligen Aus-
wirkungen auf gesunde Wohn- und Arbeits-
verhältnisse durch die vorgesehene Pla-
nung.

Auswirkungen auf die Wohnbedürf-
nisse der Bevölkerung

Mit zu den wichtigsten städtebaulichen 
Aufgaben der Kommune gehört die Schaf-
fung der planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen zur Versorgung der Bevölkerung mit 
Wohnbaugrundstücken bzw. einem ent-
sprechenden Angebot von Wohnungen auf 
dem Immobilienmarkt. Mit dem demografi-
schen Wandel wird zudem auch die Nach-
frage nach Einrichtungen für Senioren wei-
ter steigen.

Das Angebot sollte daher vielfältig sein und 
den unterschiedlichen Wünschen und Be-
dürfnissen der Bevölkerung Rechnung tra-
gen. Der vorliegende vorhabenbezogene 

Bebauungsplan kommt dieser Forderung 
nach. 

Mit dem vorliegenden Vorhaben werden die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen so-
wohl für die Errichtung eines Senioren-
wohn- und -pflegeheims in Ramstein ge-
schaffen.

Der bestehenden Nachfrage in Ramstein-
Miesenbach wird somit in integrierter Lage 
Rechnung getragen.

Auswirkungen auf die Erhaltung, Ge-
staltung und Erneuerung des Stadt- 
und Landschaftsbilds

Durch die zukunftsfähige Entwicklung des 
Grundstückes, d. h. den Bau eines Senioren-
wohn- und -pflegeheims und durch eine 
städtebaulich hochwertige architektonische 
und gestalterische Konzeption wird das Er-
scheinungsbild des Grundstückes und des 
direkten Umfeldes städtebaulich und ge-
stalterisch aufgewertet. 

Da es sich bei der Senioreneinrichtung um 
eine spezielle Form des Wohnens handelt, 
ist aufgrund des Betriebskonzeptes ein Bau-
körper erforderlich, der sich so nicht direkt 
aus der Umgebung ableiten lässt. Dennoch 
wurden entsprechende Festsetzungen ge-
troffen, die dem begegnen (u. a. Regelung 
der Gebäudehöhen). Von der Anordnung 
und Gestaltung der geplanten Baukörper 
geht somit keine erheblich dominierende 
Wirkung aus. Die Festsetzung der 
überbaubaren Grundstücksflächen garan-
tiert darüber hinaus ausreichend Freiflächen 
auf dem Grundstück.

Zudem tragen auch die Begrünungen im 
Plangebiet (u. a. Begrünung der oberirdi-
schen Stellplätze) dazu bei, dass keine ne-
gativen Auswirkungen auf das Stadt- und 
Landschaftsbild entstehen.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Beim Plangebiet handelt es sich um die Ent-
wicklung einer mindergenutzten, teilweise 
versiegelten Fläche in innerörtlicher Lage. 

Aufgrund der Vorbelastungen, resultierend 
aus der teilweisen Versiegelung des 
Geltungsbereiches und der Zentrumsnähe, 
der Lage an der Landstuhler Straße als 

Auswirkungen des Bebauungsplans, Abwägung
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Hauptverkehrsstraße, sowie der Bewe-
gungsunruhe im Plangebiet und der direk-
ten Umgebung, finden über das bisherige 
Maß hinausgehende relevante Eingriffe in 
Natur und Landschaft nicht statt. Die poten-
ziellen Auswirkungen auf umweltschützen-
de Belange sind gering.

Aufgrund der bestehenden Vorbelastungen 
sind die Lebensraumstrukturen des 
Plangebietes und der näheren Umgebung 
stark eingeschränkt, sodass der Geltungs-
bereich aktuell nur eine geringe ökologi-
sche Wertigkeit für Tiere und Pflanzen hat.

Auch hinsichtlich der Arten und Biotope so-
wie der biologischen Vielfalt ist der Gel-
tungsbereich geringwertig und deutlich be-
einträchtigt.

Das Gebiet hat keine besondere natur-
schutzfachliche oder ökologische Bedeu-
tung. Von dem Planvorhaben sind keine ge-
setzlich geschützten Biotope, FFH-Lebens
raumtypen und bestandsgefährdeten Bio
toptypen oder Tier- und Pflanzenarten be-
troffen. Es kommen ebenfalls keine Tier- 
oder Pflanzenarten mit besonderem Schutz-
status vor, sodass der geplanten Nutzung 
auch keine artenschutzrechtlichen Belange 
entgegenstehen. Gebiete von gemein-
schaftlicher Bedeutung sind nicht betroffen.

Gem. § 13 a BauGB gelten Eingriffe, die 
aufgrund der Aufstellung des Bebauungs-
planes zu erwarten sind, als vor der planeri-
schen Entscheidung erfolgt. Ein Ausgleich 
ist nicht erforderlich.

Hinsichtlich des Bodenschutzes ist aus Vor-
sorgegründen ein Hinweis zur Berücksichti-
gung des schonenden Umgangs sowie die 
einschlägigen Erd- und Grundbau-Normen 
aufgenommen.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs und auf die Belange der Ver- 
und Entsorgung

Mit der Realisierung der geplanten Nutzun-
gen wird es zu einem Anstieg des Verkehrs-
aufkommens kommen, das in erster Linie 
durch die Bewohner des Seniorenwohn- 
und -pflegeheims sowie durch Besucher 
und Beschäftigte hervorgerufen wird. Der 
ruhende Verkehr wird innerhalb des 
Plangebietes auf oberirdischen Stellplatzflä-
chen geordnet. Dies trägt dazu bei, dass ru-
hender Verkehr und Parksuchverkehr in der 
Umgebung vermieden werden.

Aufgrund der ausreichenden Dimensio
nierung der angrenzenden Straßen (Markt-

straße, Landstuhler-Straße, John-F.-Kenne-
dy-Platz) kann der zusätzlich entstehende 
Verkehr problemlos aufgenommen werden.

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend berücksichtigt. Die not-
wendige Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 
und Anschlusspunkte sind in unmittelbarer 
Umgebung des Plangebietes vorhanden. 
Unter Beachtung der Kapazitäten und der 
getroffenen Festsetzungen ist die Ver- und 
Entsorgungsinfrastruktur ordnungsgemäß 
sichergestellt.

Auswirkungen auf Belange des 
Klimas

Das Grundstück ist durch den aktuellen 
Gebäudebestand (Wohngebäude, Anbau-
ten, Schuppen), der abgerissen werden soll, 
bereits teilweise versiegelt. Im Zuge der 
Realisierung der vorgesehenen Planung 
kommt es zwar zu neuen Versiegelungen, 
aufgrund des überschaubaren Flächenum-
fangs können negative Auswirkungen auf 
die Belange des Klimas jedoch insgesamt 
ausgeschlossen werden.

Hinsichtlich der klimatischen Veränderun-
gen ist aus Vorsorgegründen ein Hinweis 
zum Abfluss des Wassers bei Starkregener-
eignissen aufgenommen.

Auswirkungen auf private Belange

Durch die Planung ergeben sich für den 
Grundstückseigentümer / die Vorhabenträ-
gerin keine negativen Folgen. Wie die vor-
angehenden Ausführungen belegen, wer-
den die Nutzbarkeit und auch der Wert des 
Grundstücks, auch der Grundstücke im Um-
feld, nicht in einer Art und Weise einge-
schränkt, die dem Einzelnen unzumutbar 
ist. Vielmehr wird Planungsrecht zugestan-
den.

Es sind keine nachteilige Auswirkungen auf 
die angrenzende Nachbarschaft zu erwar-
ten. Zum einen ist die festgesetzte Nut-
zungsart verträglich zur Umgebungsnutzung.

Zum anderen wurden entsprechende Fest-
setzungen getroffen, um das Einfügen in 
den Bestand weitgehend zu sichern (vgl. 
vorangegangene Ausführungen).

Zudem kann der gestiegenen Nachfrage 
nach Senioreneinrichtungen in integrierter 
Lage Rechnung getragen werden.

Die Belange der angrenzenden Nachbar-
schaft werden somit durch das Bauvorha-
ben nicht übermäßig beeinträchtigt. Die 

bauplanungs- und bauordnungsrechtlichen 
Vorgaben werden eingehalten. 

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden vorhabenbezo- 
genen Bebauungsplan eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans

•	 Nutzungsintensivierung einer teils min-
dergenutzten Fläche im Sinne der 
Innenentwicklung, sinnvolle Nachver-
dichtung des Bestandes

•	 Mit der Schaffung eines Seniorenwohn- 
und -pflegeheimes wird die Stadt Rams-
tein-Miesenbach / die Vorhabenträgerin 
der aus dem demografischen Wandel 
resultierenden Nachfrage in integrierter 
Lage gerecht

•	 Störungen und Beeinträchtigungen der 
Planung auf die Umgebungsnutzung 
können ausgeschlossen werden; eben-
so verhält es sich umgekehrt

•	 Keine erheblichen Auswirkungen auf 
die Belange des Umweltschutzes

•	 Keine erheblich negativen Auswirkun-
gen auf das Stadt- und Landschaftsbild

•	 Geringer Erschließungsaufwand: Infra-
struktur ist weitestgehend vorhanden

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Verkehrs, Ordnung des ru-
henden Verkehrs auf dem Grundstück 
sowie keine negativen Auswirkungen 
auf die Ver- und Entsorgung

•	 Keine erheblichen Beeinträchtigung pri-
vater Belange
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Argumente gegen den vorhaben- 
bezogenen Bebauungsplan

Es sind keine Argumente bekannt, die 
gegen die Aufstellung des vorhabenbezo- 
genen Bebauungsplans sprechen.

Fazit

Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
wurden die zu beachtenden Belange in 
ihrer Gesamtheit untereinander und gegen-
einander abgewogen. Aufgrund der ge-
nannten Argumente, die für die Planung 
sprechen, kommt die Stadt Ramstein-Mie-
senbach zu dem Ergebnis, dass der Umset-
zung der Planung nichts entgegensteht.


